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Gemeinderat Hausen am Albis 
  



 
Totalrevision der Gemeindeordnung 
 
 

 
Abstimmungsvorlage: 
 
Wollen Sie die Totalrevision der Gemeindeordnung der Gemeinde 
Hausen am Albis annehmen? 
 
 
  



 
Bericht des Gemeinderates 
 

Übersicht 
 
Aufgrund des geänderten Gemeindegesetzes müssen die Gemeinden 
ihre Gemeindeordnung total-revidieren. Gemäss Artikel 8 Ziffer 1 der 
aktuellen Gemeindeordnung ist für jede Änderung der Gemeindeord-
nung eine vorberatende Gemeindeversammlung einzuberufen. Für 
die Genehmigung der Änderungen ist anschliessend gemäss Artikel 7 
Ziffer 1 der aktuellen Gemeindeordnung eine Urnenabstimmung 
durchzuführen.  
 
Der beiliegende Gemeindeordnungsentwurf wurde durch das Ge-
meindeamt Kanton Zürich geprüft und für in Ordnung befunden. 
 
Neben den zwingend notwendigen primär formalen Anpassungen an 
das neue Gemeindegesetz werden auch ein paar wenige inhaltliche 
Optimierungen vorgeschlagen (z.B. betreffend Finanz-kompetenzen). 
 
Die Stimmberechtigten haben mittels vorberatender Gemeindever-
sammlung vom 10. März 2021 den Entwurf der Gemeindeordnung –
mit einer Änderung von Artikel 6 – genehmigt. Bei Artikel 6 wurde be-
schlossen, die bisherige Regelung (keine Stille Wahl bei Erneue-
rungswahlen) beizubehalten.  
 
Der Entwurf wurde aktualisiert (Artikel 6), vom Gemeindeamt geprüft 
und für in Ordnung befunden. 
 

 
  



 
Weisung 
 
Ausgangslage 
 
Der Kantonsrat hat am 20. April 2015 ein neues Gemeindegesetz be-
schlossen, welches per 1. Januar 2018 in Kraft getreten ist. Dieses 
schafft einen zeitgemässen Rahmen, damit die Gemeinden ihre Auf-
gaben selbstständig, demokratisch, wirtschaftlich und rechtmässig er-
füllen können. Es setzt die Vorgaben der neuen Kantonsverfassung 
um, schafft Transparenz in der Rechnungslegung und regelt die Aus-
gliederung öffentlicher Aufgaben, die Gemeindezusammenarbeit und 
die Unterstützung von Gemeindezusammenschlüssen.  
 
Aufgrund der geänderten Rechtsgrundlage muss die Gemeindeord-
nung der Gemeinde Hausen erneuert werden. Alle politischen Ge-
meinden haben ihre Gemeindeordnung bis am 1. Januar 2022 zu re-
vidieren und vom Regierungsrat genehmigen zu lassen.  
 
Der beiliegende Gemeindeordnungsentwurf trägt dieser Vorgabe 
Rechnung. Neben den notwendigen primär formalen Anpassungen an 
das neue Gemeindegesetz und eine neue Struktur im Sinne der vom 
Gemeindeamt entworfenen Muster-Gemeindeordnung enthält er auch 
ein paar wenige inhaltliche Optimierungen, die einer zeitgemässen Ge-
meinde- und Verwaltungsführung entsprechen. Der vorliegende Ent-
wurf wurde durch das Gemeindeamt Kanton Zürich geprüft und für in 
Ordnung befunden. 
 
  



 
Aufbau 
 
Die Gemeinde Hausen am Albis stützt sich beim Aufbau der neuen 
Gemeindeordnung auf die Musterschulgemeindeordnung des Kantons 
Zürich. Dadurch wird sichergestellt, dass die gesetzlich relevanten As-
pekte im Regelwerk enthalten sind. 
 
Die Gemeindeordnung ist in folgende fünf Abschnitte aufgeteilt. 
 
I. Allgemeine Bestimmungen 
II. Stimmberechtigte 
III. Gemeindebehörden 
IV. Weitere Behörden und Aufgabenträger 
V. Übergangs- und Schlussbestimmungen 
 
Die neue Gemeindeordnung soll möglichst einfach und nachvollzieh-
bar sein. Es wird so viel wie nötig geregelt. 
 
  



 

Wichtigste inhaltliche Änderungen (Finanzkompetenzen) 
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Weitere inhaltliche Änderungen 
 
Artikel 
 
 

Erläuterung 

Art. 3, Abs. 2 Stimm- und Wahlrecht, 
Wählbarkeit 
 
2 Für die Wahl in Organe der Gemeinde 
ist der politische Wohnsitz in der Ge-
meinde erforderlich. Davon ausgenom-
men sind die Friedensrichterin bzw. der 
Friedensrichter die mit politischem 
Wohnsitz im Kanton wählbar sind. 

Gemäss kantonalem Recht ist einzig für die 
Wahl in den Gemeinderat der politische 
Wohnsitz in der Gemeinde Voraussetzung 
(§ 23 Abs. 2 GPR). Für die Wahl in andere 
Organe der Gemeinde (§ 10 GPR), kann die 
GO den politischen Wohnsitz in der Ge-
meinde vorschreiben. Fehlt eine Regelung, 
so ist in diese Organe (auch eigenständige 
Kommissionen) auch wählbar, wer aus-
serhalb der Gemeinde Wohnsitz hat (§ 23 
Abs. 3 GPR bzw. Art. 40 Abs. 1 Satz 2 KV 
als lex specialis zu Art. 22 KV). Es ent-
spricht dem Verständnis der Bevölkerung 
und der gelebten Praxis in Hausen, dass die 
Behördenmitglieder aus der Gemeinde 
stammen sollen, weshalb dieses Erforder-
nis in der GO explizit verankert werde soll. 
 

Art. 48, Abs. 1, lit. b Unterstellte Kom-
missionen 
 
Dem Gemeinderat können folgende 
Kommissionen unterstehen. 
:… 
 
b) Feuerwehrkommission 
 

Die Feuerwehrkommission soll neu eine un-
terstellte und nicht mehr eine selbstständige 
Kommission sein. Dies entspricht auch der 
in den letzten Jahren gelebten Praxis, wo-
nach sämtliche Entscheide mit Tragweite, 
insb. betr. Anschaffungen, auch vom Ge-
meinderat abgesegnet wurden. 

 
Die übrigen (formalen) Änderungen resp. Umformulierungen und Um-
strukturierungen können im Detail der Konkordanztabelle entnommen 
werden, welche auf der Homepage der Gemeinde Hausen am Albis 
aufgeschaltet ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

Weitere Zeitplan 
 
 
Tätigkeit 
 
 

Datum 
 
 

Vorberatende Gemeindeversammlung 10. März 2021 

Urnenabstimmung 13. Juni 2021 

Rechtskraft Urnenabstimmung 17. Juli 2021 

Genehmigung durch Regierungsrat 30. November 2021 

Inkrafttreten 1. Januar 2022 
 
 
Grundlagendokumente 
 

Die nachfolgend erwähnten Dokumente sind integraler Bestandteil 
der Vorlage. Aufgrund des Umfangs der Unterlagen kann deren Inhalt 
nur in den Grundzügen in dieser Weisung wiedergegeben werden. 
Die Dokumente können jedoch jederzeit online auf der Homepage 
www.hausen.ch heruntergeladen oder auf der Gemeindeverwaltung 
eingesehen werden. Sollte Ihnen dies nicht möglich sein, können Sie 
sich mit der Gemeindeverwaltung in Verbindung setzen. 
 
Übersicht Grundlagendokumente: 

1. aktuelle Gemeindeordnung  
2. neue Gemeindeordnung (Totalrevision)  
3. Konkordanztabelle   

 
 
 
Stellungnahme des Gemeinderates 
 
Der Gemeinderat erachtet die vorgeschlagenen Änderungen als sinnvoll, so-
weit nicht sogar zwingend notwendig, und die neue Gemeindeordnung in ih-
rer Gesamtheit als zeitgemässe und passende Rechtsgrundlage für die Ge-
meinde Hausen.  
 
Er beantragt den Stimmberechtigten deshalb dem vorliegenden Entwurf zu-
zustimmen.  

  



 
Antrag der RPK  
 

 
 
  



Anhang 
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I. Allgemeine Bestimmungen 
Art. 1 Gemeindeordnung 

Die Gemeindeordnung regelt den Bestand und die Grundzüge der Organisation der poli-
tischen Gemeinde sowie die Zuständigkeiten ihrer Organe. 

 

Art. 2 Gemeindeart 
1 Hausen am Albis bildet eine politische Gemeinde. 
2 Die politische Gemeinde nimmt die Schul- und Bildungsaufgaben der Primarschule, 
des Kindergartens und weitere Aufgaben im Bereich Schule und Bildung wahr.  

 

II. Die Stimmberechtigten 
1. Politische Rechte 

Art. 3 Stimm- und Wahlrecht, Wählbarkeit 

1 Die Wählbarkeit sowie das Recht, an Wahlen und Abstimmungen der Gemeinde teilzu-
nehmen und Wahlvorschläge einzureichen richten sich nach der Kantonsverfassung, 
dem Gesetz über die politischen Rechte und dem Gemeindegesetz. 
2 Für die Wahl in Organe der Gemeinde ist der politische Wohnsitz in der Gemeinde er-
forderlich. Davon ausgenommen sind die Friedensrichterin bzw. der Friedensrichter die 
mit politischem Wohnsitz im Kanton wählbar sind. 
3 Das Initiativrecht richtet sich nach dem Gesetz über die politischen Rechte, das Anfra-
gerecht nach dem Gemeindegesetz. 
4 Die Stimmberechtigten üben ihre Rechte in der Gemeindeversammlung und an der 
Urne aus. 

 
2. Urnenwahlen und -abstimmungen 

Art. 4  Verfahren 

1 Der Gemeinderat ist wahlleitende Behörde. Er setzt die Wahl- und Abstimmungstage 
fest.  
2 Das Verfahren richtet sich nach dem Gesetz über die politischen Rechte. 
3 Die Durchführung der Urnenwahlen und -abstimmungen ist Aufgabe des Wahlbüros. 
  



Art. 5  Urnenwahlen 

An der Urne werden auf die gesetzliche Amtsdauer gewählt: 

1. die Präsidentin bzw. der Präsident und die Mitglieder des Gemeinderats mit Aus-
nahme der Schulpräsidentin bzw. des Schulpräsidenten. Ihre bzw. seine Wahl er-
folgt durch die Stimmberechtigten an der Urne im Rahmen der Wahl der Mitglieder 
der Schulpflege, 

2. die Präsidentin bzw. der Präsident und die Mitglieder der Schulpflege, 

3. die Mitglieder der Sozialbehörde 

4. die Präsidentin bzw. der Präsident und die Mitglieder der Rechnungsprüfungskom-
mission, 

5. die Friedensrichterin bzw. der Friedensrichter. 

6. die Mitglieder der Baukommission 

7. die Mitglieder der Tiefbaukommission 

 

Art. 6 Erneuerungswahlen 

Die Erneuerungswahlen der an der Urne gemäss Art. 5 zu wählenden Gemeindeorgane 
werden mit leeren Wahlzetteln durchgeführt. Den Wahlunterlagen wird ein Beiblatt bei-
gelegt. 

 

Art. 7 Ersatzwahlen 

Für die Ersatzwahlen der an der Urne gemäss Art. 5 zu wählenden Gemeindeorgane 
gelten die Bestimmungen des Gesetzes über die politischen Rechte über die stille Wahl. 
Sind die Voraussetzungen für die stille Wahl nicht erfüllt, werden leere Wahlzettel ver-
wendet. Den Wahlunterlagen wird in diesem Fall ein Beiblatt beigelegt. 

 

Art. 8 Obligatorische Urnenabstimmung 

Der Urnenabstimmung sind zu unterbreiten: 

1. der Erlass und die Änderung der Gemeindeordnung, 

2. die Bewilligung von neuen einmaligen Ausgaben von mehr als Fr. 1‘500‘000 für einen 
bestimmten Zweck und von neuen wiederkehrenden Ausgaben von mehr als 
Fr. 250‘000 für einen bestimmten Zweck, 

3. Ausgliederungen von erheblicher Bedeutung, d.h. insbesondere solche, die von 
grosser politischer oder finanzieller Tragweite sind, 

4. der Abschluss und die Änderung von Anschluss- und Zusammenarbeitsverträgen, 
wenn die Gemeinde hoheitliche Befugnisse abgibt oder die damit zusammenhän-
genden neuen Ausgaben an der Urne zu beschliessen sind, 



5. der Abschluss und die Änderung von Verträgen über die Zusammenarbeit in Form 
eines Zweckverbands, einer gemeinsamen Anstalt oder einer juristischen Person 
des Privatrechts, 

6. Verträge über den Zusammenschluss mit anderen Gemeinden, 

7. Verträge über Gebietsänderungen von erheblicher Bedeutung, d.h. insbesondere 
solche, die eine Fläche oder Bevölkerungszahl betreffen, die für die Entwicklung der 
Gemeinde wesentlich sind, 

8. Initiativen mit Begehren, die der Urnenabstimmung unterstehen. 

 

3. Gemeindeversammlung 

Art. 9 Fakultatives Referendum 
1 In der Gemeindeversammlung kann ein Drittel der anwesenden Stimmberechtigten 
verlangen, dass über einen Beschluss nachträglich an der Urne abgestimmt wird. 
2 Ausgenommen sind Geschäfte, die durch das übergeordnete Recht von der Urnenab-
stimmung ausgeschlossen sind, insbesondere die Festsetzung des Budgets und Steuer-
fusses, die Genehmigung der Rechnungen, Wahlen in der Gemeindeversammlung so-
wie Verfahrensentscheide bei der Behandlung von Initiativen. 

 

Art. 10  Einberufung und Verfahren 

Für die Einberufung, den Beleuchtenden Bericht und die Geschäftsbehandlung gelten 
die Vorschriften des Gemeindegesetzes. 

 

Art. 11  Wahlbefugnisse 

Die Gemeindeversammlung wählt offen die Stimmenzählenden in der Gemeindever-
sammlung. 

 

Art. 12 Rechtsetzungsbefugnisse 

Die Gemeindeversammlung ist zuständig für den Erlass und die Änderung von wichtigen 
Rechtssätzen. Dazu gehören insbesondere die grundlegenden Bestimmungen über: 

1. das Arbeitsverhältnis der Gemeindeangestellten (Personalverordnung), 

2. die Entschädigung von Behördenmitgliedern (Entschädigungsverordnung), 

3. das Polizeirecht (Polizeiverordnung), 

4. die Grundzüge der Gebührenerhebung, d.h. insbesondere über die Art und den Ge-
genstand der Gebühr, die Grundsätze der Bemessung und den Kreis der abgabe-
pflichtigen Personen (Gebührenverordnung), 



5. die Planung, den Bau, den Betrieb, den Unterhalt und die Finanzierung der Wasser-
versorgungsanlagen (Wasserversorgungsverordnung) und Siedlungsentwässerung 
auf dem gesamten Gemeindegebiet (Siedlungsentwässerungsverordnung), 

6. die kommunale Abfallwirtschaft (Abfallverordnung), 

7. weiterer Verordnungen von grundlegender Bedeutung. 

 

Art. 13  Planungsbefugnisse 

Die Gemeindeversammlung ist zuständig für die Festsetzung und die Änderung: 

1. des kommunalen Richtplans, 

2. der Bau- und Zonenordnung, 

3. des Erschliessungsplans, 

4. von Sonderbauvorschriften und Gestaltungsplänen.  
Bei privaten Gestaltungsplänen ist die Gemeindeversammlung nur für die Zustim-
mung bzw. die Ablehnung zuständig, soweit sie den für Arealüberbauungen gelten-
den Rahmen überschreiten 

 

Art. 14  Allgemeine Verwaltungsbefugnisse 

Die Gemeindeversammlung ist zuständig für: 

1. die politische Kontrolle über Behörden, Verwaltung und die weiteren Träger öffentli-
cher Aufgaben, 

2. die Behandlung von Anfragen und die Abstimmung über Initiativen über Gegen-
stände, die nicht der Urnenabstimmung (Art. 8) unterliegen, 

3. Ausgliederungen von nicht erheblicher Bedeutung, d.h. insbesondere solche, die 
nicht von grosser politischer oder finanzieller Tragweite sind, 

4. den Abschluss und die Änderung von Anschluss- und Zusammenarbeitsverträgen 
gemäss ihrer Befugnis zur Bewilligung neuer Ausgaben, sofern die Gemeinde keine 
hoheitlichen Befugnisse abgibt, 

5. die Schaffung neuer Stellen, soweit dafür nicht ein anderes Organ (namentlich der 
Gemeinderat gemäss Art. 28 Abs. 2 Ziff. 4) oder der Kanton zuständig ist, 

6. Verträge zu Gebietsänderungen, die bebautes Gebiet betreffen und nicht von erheb-
licher Bedeutung sind, d.h. insbesondere solche, die nicht eine Fläche oder eine Be-
völkerungszahl betreffen, die für die Entwicklung der Gemeinde wesentlich sind, 

7. die Errichtung von Eigenwirtschaftsbetrieben, soweit keine Verpflichtung durch über-
geordnetes Recht besteht, 

8. die Vorberatung bei Erlass, Änderung oder Aufhebung der Gemeindeordnung, 

 



Art. 15  Finanzbefugnisse 

Die Gemeindeversammlung ist zuständig für: 
1. die Festsetzung des Budgets, 
2. die Festsetzung des Gemeindesteuerfusses, 

3. die Kenntnisnahme des Finanz- und Aufgabenplans, 

4. die Bewilligung von neuen einmaligen Ausgaben bis Fr. 1'500'000 für einen be-
stimmten Zweck und von neuen wiederkehrenden Ausgaben bis Fr. 250'000 für ei-
nen bestimmten Zweck, soweit nicht der Gemeinderat zuständig ist,  

5. die Genehmigung der Jahresrechnungen, 

6. die Kenntnisnahme des Geschäftsberichts, 

7. die Genehmigung von Abrechnungen über neue Ausgaben, die von den Stimmbe-
rechtigten an der Urne oder an der Gemeindeversammlung beschlossen worden 
sind, 

8. die Vorfinanzierung von Investitionsvorhaben, 

9. Ankauf, Tausch, Verkauf von Liegenschaften, Investitionen sowie Bestellung und 
Aufhebung von dinglichen Rechten im Bereich des Finanzvermögens im Einzelfall 
über Fr. 500'000. 

 

III. Gemeindebehörden 
1.  Allgemeine Bestimmungen 

Art. 16  Geschäftsführung 

Die Geschäftsführung der Gemeindebehörden richtet sich nach dem Gemeindegesetz 
und den entsprechenden Behördenerlassen. 

 

Art. 17 Grundsätze der Verwaltungsorganisation 

1 Die Organisation der Verwaltung richtet sich nach den Grundsätzen des hierarchischen 
Aufbaus, der Effizienz, Transparenz und Bürgernähe. Sie berücksichtigt, dass sich die 
Verwaltungseinheiten, soweit möglich, gegenseitig unterstützen und informieren. 
2 Der Gemeinderat sorgt für eine möglichst zeitgemässe Verwaltungsführung und koordi-
niert soweit nötig die Verwaltungstätigkeit. Er entscheidet über Kompetenzkonflikte zwi-
schen den Verwaltungseinheiten. 
  



Art. 18 Offenlegung der Interessenbindungen 

1 Die Mitglieder von Behörden legen ihre Interessenbindungen offen. Insbesondere ge-
ben sie Auskunft über: 

a) ihre beruflichen Tätigkeiten, 

b) ihre Mitgliedschaften in Organen und Behörden der Gemeinden, des Kantons und 
des Bundes, 

c) ihre Organstellungen in und wesentlichen Beteiligungen an Organisationen des pri-
vaten Rechts. 

2 Die Interessenbindungen werden veröffentlicht. 
 

Art. 19  Beratende Kommissionen und Sachverständige 

Die Behörden können jederzeit für die Vorberatung und die Begutachtung einzelner Ge-
schäfte Sachverständige beiziehen oder beratende Kommissionen in freier Wahl bilden. 

 

Art. 20  Aufgabenübertragung an einzelne Mitglieder oder an Ausschüsse 

1 Die Behörden können jederzeit beschliessen, dass bestimmte Geschäfte oder Ge-
schäftsbereiche einzelnen Mitgliedern oder Ausschüssen von Mitgliedern der Behörde 
zur selbständigen Erledigung übertragen werden und sie legen deren Finanzkompeten-
zen fest. 
2 Die Überprüfung von Anordnungen und Erlassen von Mitgliedern oder Ausschüssen 
der Behörde kann innert 30 Tagen seit der Mitteilung oder Veröffentlichung schriftlich bei 
der Gesamtbehörde verlangt werden, sofern nicht ein anderes kantonales Verfahren vor-
geschrieben ist. 

 

Art. 21  Behördenkonferenzen 

Zur Beratung von Fragen, die für mehrere oder für alle Gemeindebehörden von grund-
sätzlicher Bedeutung oder von grosser finanzieller Tragweite sind, beruft der Gemeinde-
präsident bzw. die Gemeindepräsidentin auf Verlangen einer Behörde eine Behörden-
konferenz ein. 

 
2.  Gemeinderat 

Art. 22 Bezeichnung für den Gemeindevorstand 

In der Gemeinde Hausen am Albis wird der Gemeindevorstand als Gemeinderat be-
zeichnet. 
  



Art. 23  Zusammensetzung 

1 Der Gemeinderat besteht mit Einschluss der Präsidentin bzw. des Präsidenten aus sie-
ben Mitgliedern. Darin eingeschlossen ist die Präsidentin bzw. der Präsident der Schul-
pflege. 
2 Der Gemeinderat konstituiert sich im Übrigen selbst. 

 

Art. 24  Aufgabenverteilung 

1 Bei der Aufgabenverteilung unter seinen Mitgliedern beachtet er insbesondere fol-
gende Kriterien: 

1) Zusammenhang der Aufgaben, 

2) Zweckmässigkeit der Führung sowie Ausgewogenheit der Belastung seiner Mitglie-
der, 

3) sachliche und politische Ausgewogenheit der Aufgabenverteilung. 
2 Zu Beginn jeder Amtsdauer bildet der Gemeinderat durch Zuweisung der Organisations-
einheiten Ressorts; bei Bedarf kann er die Organisationseinheiten ändern, erweitern oder 
verringern und die Zuweisung anpassen.  
3 Jedem Ressort steht ein Mitglied des Gemeinderates vor. Die Ressortvorstände behan-
deln ihre Aufgabenbereiche grundsätzlich als vorbereitendes und ausführendes Organ der 
Gesamtbehörde. 
 

Art. 25 Aufgabenübertragung an Gemeindeangestellte 

Der Gemeinderat kann Gemeindeangestellten bestimmte Aufgaben zur selbständigen 
Erledigung übertragen. Ein Erlass regelt die Aufgaben und Entscheidungsbefugnisse. 

 

Art. 26  Wahl- und Anstellungsbefugnisse 

Der Gemeinderat 

1. bestimmt auf die gesetzliche Amtsdauer aus seiner Mitte: 

a) den ersten und zweiten Vizepräsidenten bzw. die erste und zweite Vizepräsidentin 

b) die Präsidentin bzw. den Präsidenten eigenständiger Kommissionen, mit Ausnahme 
des Präsidenten bzw. der Präsidentin der Primarschulpflege, 

c) die Ressortvorstände und deren Stellvertreter bzw. Stellvertreterinnen, mit Aus-
nahme des Ressorts Bildung, das vom Präsidenten bzw. der Präsidentin der Pri-
marschulpflege wahrgenommen wird, 

d) die Mitglieder der Ausschüsse des Gemeinderats, 

e) die Vertretungen des Gemeinderats in anderen Organen. 
  



2. ernennt oder wählt in freier Wahl: 

a) die Präsidentin bzw. den Präsidenten und die Mitglieder beratender Kommissionen, 
soweit die Wahl nicht ausdrücklich anderen Behörden oder der Urnenabstimmung 
übertragen ist, 

b) die Präsidentin bzw. den Präsidenten und die Mitglieder unterstellter Kommissionen,  

c) die Vertretungen der Gemeinde in Organisationen des öffentlichen oder privaten 
Rechts, soweit es das Organisationsrecht dieser Organisationen die Zuständigkeit 
nicht anders regelt, 

d) die Mitglieder des Wahlbüros. 

3. ernennt oder stellt an: 

a) die Gemeindeschreiberin bzw. den Gemeindeschreiber, 

b) die Organe der Feuerpolizei, der Feuerwehr und des Zivilschutzes, soweit die Ge-
meinde dafür allein zuständig ist, 

c) unter Einbezug der Primarschulpflege das Personal der Schulverwaltung,  

d)  das übrige Gemeindepersonal, soweit nicht einem anderen Organ übertragen. 

 

Art. 27  Rechtsetzungsbefugnisse 

Der Gemeinderat ist zuständig für den Erlass und die Änderung von weniger wichtigen 
Rechtssätzen. Dazu gehören insbesondere Bestimmungen über: 

1. die Organisation des Gemeinderats im Rahmen eines Organisationserlasses (Ver-
waltungsreglement), 

2. die Organisation und Leitung der Verwaltung (Dienstanweisungen und Organi-
gramm), 

3. unterstellte Kommissionen, 

4. die Organisation beratender Kommissionen (Verwaltungsreglement), 

5. die Aufgabenübertragung an Gemeindeangestellte, soweit nicht ein anderes Organ 
zuständig ist, 

6. Tarife, insbesondere in den Bereichen Wasserversorgung, Siedlungsentwässerung 
und Abfallbewirtschaftung (Als Anhang zur Gebührenverordnung), 

7. das Bestattungswesen (Bestattungs- und Friedhofreglement), 

8. Ausführungsbestimmungen zu Verordnungen, die von der Gemeindeversammlung 
verabschiedet wurden, 

9. Gegenstände, die nicht in die Kompetenz der Gemeindeversammlung oder einer 
anderen Gemeindebehörde fallen. 

  



Art. 28 Allgemeine Verwaltungsbefugnisse 

1 Dem Gemeinderat stehen unübertragbar zu: 

1. die politische Planung, Führung und Aufsicht, 

2. die Verantwortung für den Gemeindehaushalt und für die ihm durch die eidgenössi-
sche und kantonale Gesetzgebung oder die Behörden des Bundes, des Kantons 
und des Bezirks übertragenen Aufgaben, 

3. die Besorgung sämtlicher Gemeindeangelegenheiten, soweit dafür nicht ein ande-
res Organ zuständig ist, 

4. die Vorberatung der Geschäfte der Gemeindeversammlung und der Urnenabstim-
mung und die Antragstellung hierzu, 

5. die Genehmigung des Gemeindeversammlungsprotokolls,  

6. die Vertretung der Gemeinde nach aussen und Bestimmung der rechtsverbindlichen 
Unterschriften, 

7. die Bestimmung des amtlichen Publikationsorgans, 

8. die Erteilung des Gemeindebürgerrechts und Entlassungen aus dem Gemeindebür-
gerrecht, 

9. die Unterstützung des Gemeindereferendums, 

10. die Entscheidung von Kompetenzstreitigkeiten zwischen Ressorts und Ausschüssen 
des Gemeinderates. 

2 Dem Gemeinderat stehen im Weiteren folgende Befugnisse zu, die in einem Erlass 
massvoll und stufengerecht übertragen werden können: 

1. der Vollzug der Gemeindebeschlüsse, soweit nicht andere Organe dafür zuständig 
sind, 

2. das Handeln für die Gemeinde nach aussen, 

3. die Führung von Prozessen mit dem Recht auf Stellvertretung, 

4. die Schaffung von Stellen, die für die Erfüllung bestehender Aufgaben notwendig 
sind, sowie die Schaffung neuer Stellen gemäss seiner Befugnis zur Bewilligung 
neuer Ausgaben, soweit keine andere Gemeindebehörde zuständig ist, 

5. die Festsetzung der Mitgliederzahl des Wahlbüros, 

6. Verträge zu Gebietsänderungen, die unbebautes Gebiet betreffen und nicht von er-
heblicher Bedeutung sind, d.h. insbesondere solche, die nicht eine Fläche oder eine 
Bevölkerungszahl betreffen, die für die Entwicklung der Gemeinde wesentlich sind, 

7. der Abschluss und die Änderung von Anschluss- und  Zusammenarbeitsverträgen 
gemäss seiner Befugnis zur Bewilligung neuer Ausgaben, sofern die Gemeinde 
keine hoheitlichen Befugnisse abgibt und keine andere Gemeindebehörde zuständig 
ist, 

  



8. die Besorgung der Ortspolizei 

9. Raumplanung und Baupolizei, namentlich 

a. Festsetzung von Baulinien und Niveaulinien 

b. Festsetzung von bzw. Zustimmung zu Gestaltungs-, Werk- und Quartierplänen 

c. Beschlüsse über Baugesuche, welche die Baukommission nicht abschliessend 
beurteilen kann (Art. 41 Abs. 2) 

d. Erstellung und Umsetzung des Natur- und Heimatschutzinventars 

e. Übernahme und Öffentlicherklärung von privaten Strassen und Wegen sowie 
Aufhebung von öffentlichen Strassen und Wegen 

f. Festsetzung des Generellen Entwässerungsplanes und des Generellen Wasser-
versorgungsprojektes 

10. Gesundheitswesen, namentlich  

a. Öffentliche Gesundheitspflege und Gesundheitspolizei  

b. Wirtschaftspolizei 

c. Friedhof- und Bestattungswesen 

d. Spitalwesen und spitalexterne Krankenpflege 

e. Aufsicht über die öffentlichen Badeanlagen 

11. Entsorgungswesen  

12. Allgemeiner Gewässerschutz 

13. die übrige Aufsicht in der Gemeindeverwaltung. 
  



Art. 29  Finanzbefugnisse 
1 Dem Gemeinderat stehen unübertragbar zu: 

1. die Beschlussfassung über den Finanz- und Aufgabenplan. 

2. Ankauf, Tausch, Verkauf von Liegenschaften sowie Bestellung und Aufhebung von 
dinglichen Rechten im Bereich des Finanzvermögens im Einzelfall bis Fr. 500‘000 
und pro Jahr höchstens bis Fr. 1‘000‘000, 

2 Dem Gemeinderat stehen im Weiteren folgende Befugnisse zu, die in einem Erlass 
massvoll und stufengerecht übertragen werden können: 

1. der Ausgabenvollzug, 

2. die Bewilligung von im Budget enthaltenen neue einmaligen Ausgaben bis Fr. 
200‘000 für einen bestimmten Zweck und neuen wiederkehrenden Ausgaben bis Fr. 
100‘000 für einen bestimmten Zweck, 

3. die Bewilligung gebundener Ausgaben, 

4. die Bewilligung von im Budget nicht enthaltenen neuen einmaligen Ausgaben bis Fr. 
150‘000 für einen bestimmten Zweck und von neuen wiederkehrenden Ausgaben 
bis Fr. 100‘000 für einen bestimmten Zweck, insgesamt höchstens bis Fr. 450'000 
im Jahr, 

5. die Investition im Bereich des Finanzvermögens im Betrag bis Fr. 500‘000, 

6. Annahme und Ausschlagung von Schenkungen, Vermächtnissen und Erbschaften, 

7. Ausgaben der anderen Behörden und Kommissionen mit selbständigen Verwal-
tungsbefugnissen, die der Gemeinderat zulasten seiner eigenen Ausgabenkompe-
tenz gemäss Abs. 1 Ziff. 1 übernimmt, 

8. die Beschlussfassung über Anlagegeschäfte, soweit nicht die Gemeindeversamm-
lung zuständig ist. 

 

3.     Eigenständige Kommissionen 

3.1        Befugnisse 

Art. 30  Befugnisse der eigenständigen Kommissionen1 Die eigenständigen Kommis-
sionen sind in ihrem Aufgabengebiet selbstständig. 

2 Die eigenständigen Kommissionen können Gemeindeangestellten bestimmte Aufga-
ben zur selbständigen Erledigung übertragen. Ein Erlass regelt die Aufgaben und Ent-
scheidungsbefugnisse im Rahmen des übergeordneten Rechts. 

3 Anträge der eigenständigen Kommissionen an die Gemeindeversammlung und an die 
Urne sind dem Gemeinderat einzureichen, der sie zusammen mit seiner Abstimmungs-
empfehlung weiterleitet. 
  



3.2  Schulpflege 

Art. 31  Zusammensetzung 
1 Die Schulpflege besteht mit Einschluss der Schulpräsidentin bzw. des Schulpräsiden-
ten aus fünf Mitgliedern. 
2 Die Schulpräsidentin bzw. der Schulpräsident ist von Amts wegen Mitglied des Ge-
meinderats. Im Übrigen konstituiert sich die Schulpflege selbst. 
 

Art. 32  Aufgaben 

Die Schulpflege führt die Kindergartenstufe, die Primarstufe und die Tagesstrukturen der 
öffentlichen Volksschule und nimmt weitere Aufgaben und Befugnisse im Bereich Schule 
und Bildung wahr, soweit nicht andere Organe zuständig sind. 

 

Art. 33 Konstituierungs-, Wahl- und Anstellungsbefugnisse 
1 Die Schulpflege: 

bestimmt aus ihrer Mitte 

a) den Vizepräsidenten bzw. die Vizepräsidentin  

b) die Ressortvorstände und deren Stellvertretungen 

c) die Vorsitzenden und die Mitglieder der Ausschüsse der Schulpflege 
2 wählt in freier Wahl 

a) die Vorsitzenden und die Mitglieder der beratenden Kommissionen der Schulpflege 
3 Die Schulpflege ernennt oder stellt an: 

1. die Schulleiterinnen bzw. die Schulleiter, 

2. die Lehrpersonen  

3. die Schulärztin bzw. den Schularzt, 

4. die Schulzahnärztin bzw. den Schulzahnarzt, 

5. das Betreuungspersonal der Tagesstrukturen, 

6. die weiteren pädagogischen Angestellten im Schulbereich, soweit nicht andere Or-
gane zuständig sind. 

 

Art. 34  Rechtsetzungsbefugnisse 

Die Schulpflege ist in ihrem Aufgabenbereich zuständig für den Erlass und die Änderung 
von weniger wichtigen Rechtssätzen. Dazu gehören insbesondere Bestimmungen: 

1. im Organisationsstatut, 

2. zu den Rahmenbedingungen für die Schulprogramme, 

3. über die Organisation der Schulpflege sowie ihr unterstellter Behörden und Perso-
nen, 

4. über die Aufgabenübertragung an Gemeindeangestellte im Rahmen von Art. 30 
Abs. 2, 



5. über Benützungsvorschriften und Gebühren für Schulanlagen, 

6. betreffend Ordnung an der Primarschule, 

7. betreffend Reglementen, Pflichtenheften und Dienstanweisungen für die ihr unterstell-
ten Organe und Angestellten 

8. über Gegenstände die nicht in die Zuständigkeit der Gemeindeversammlung oder 
einer anderen Gemeindebehörde fallen. 

 

Art. 35  Allgemeine Verwaltungsbefugnisse 

Die Schulpflege ist innerhalb ihres Aufgabenbereichs zuständig für: 

1. die Ausführung der ihr durch die eidgenössische und kantonale Gesetzgebung oder 
die Behörden von Bund, Kanton und Bezirk übertragenen Aufgaben, soweit nicht 
andere Organe dafür zuständig sind, 

2. den Vollzug der Gemeindebeschlüsse, soweit nicht andere Organe, Behörden oder 
Personen dafür zuständig sind, 

3. die Vertretung der Gesamtheit der Schulen nach aussen und die Bestimmung der 
rechtsverbindlichen Unterschriften, 

4. die Führung von Prozessen mit dem Recht auf Stellvertretung, soweit nicht ein an-
deres Organ zuständig ist, 

5. die Leitung und Beaufsichtigung der Schulen der öffentlichen Volksschule, soweit 
nicht andere Organe dafür zuständig sind, 

6. die Schaffung von Stellen für gemeindeeigene Lehrpersonen und der übrigen Stel-
len im Schulbereich, die für die Erfüllung bestehender Aufgaben notwendig sind und 
für die Schaffung solch neuer Stellen gemäss ihrer Befugnis zur Bewilligung neuer 
Ausgaben, soweit nicht der Kanton zuständig ist, 

7. die Aufteilung der vom Kanton in Vollzeiteinheiten zugeordneten Stellen für Lehrper-
sonen und Schulleitungen der öffentlichen Volksschule in einem Stellenplan, 

8. die Genehmigung und Veröffentlichung der Schulprogramme, 

9. den Abschluss und die Änderung von Anschluss- und Zusammenarbeitsverträgen 
gemäss ihrer Befugnis zur Bewilligung neuer Ausgaben, sofern die Gemeinde keine 
hoheitlichen Befugnisse abgibt, 

 

Art. 36  Finanzbefugnisse 
1 Der Schulpflege stehen im Rahmen ihrer Aufgaben unübertragbar die Bewilligung von 
im Budget nicht enthaltenen neuen einmaligen Ausgaben bis Fr. 20‘000 für einen be-
stimmten Zweck, höchstens bis Fr. 60‘000 im Jahr. 
2 Der Schulpflege stehen im Rahmen ihrer Aufgaben im Weiteren folgende Befugnisse 
zu, die in einem Erlass massvoll und stufengerecht übertragen werden können: 

1. der Ausgabenvollzug, 

2. die Bewilligung gebundener Ausgaben bis Fr. 50'000, 



3. die Bewilligung von im Budget enthaltenen neuen einmaligen Ausgaben bis Fr. 
80‘000 für einen bestimmten Zweck und von neuen wiederkehrenden Ausgaben bis 
Fr. 30‘000 für einen bestimmten Zweck. 

 

Art. 37 Mitberatung an den Sitzungen der Schulpflege 
1 An den Sitzungen der Primarschulpflege nehmen der Schulleiter oder die Schulleiterin 
und eine von der Schulkonferenz gewählte Lehrperson mit beratender Stimme teil. 
2 Über die Teilnahme von weiteren Lehrpersonen entscheidet die Primarschulpflege von 
Fall zu Fall. 
3 Die Schulverwalterin bzw. der Schulverwalter hat als Schreiberin bzw. Schreiber der 
Schulpflege an den Sitzungen der Schulpflege beratende Stimme. 

 

Art. 38  Schulleitung 
1 Die Schulleitung ist zuständig für die administrative, personelle und finanzielle Führung 
und zusammen mit der Schulkonferenz für die pädagogische Führung und Entwicklung 
der Schule. 
2 Die Aufgaben und Kompetenzen der Schulleitung sowie das Zusammenwirken mit der 
Primarschulpflege richten sich nach der Schulgesetzgebung und dem Organisationssta-
tut. 
3 Die Schule wird gegen aussen von der Schulleitung vertreten, soweit nicht die Primar-
schulpflege zuständig ist. 
4 Die Schulleitung kann der Schulpflege Antrag stellen. 
5 Die Überprüfung von Anordnungen der Schulleitung kann innert 10 Tagen seit der Mit-
teilung schriftlich bei der Schulpflege verlangt werden. 
  



Art. 39  Schulkonferenz 
1 Die mit einem Mindestpensum gemäss kantonalem Recht an einer Schule unterrich-
tenden Lehrpersonen und die Schulleitung bilden die Schulkonferenz. Die Schulpflege 
regelt die Teilnahme und das Stimmrecht weiterer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an 
den Sitzungen der Schulkonferenz. 
2 Die Schulkonferenz legt das Schulprogramm fest, beschliesst über die Massnahmen 
zu dessen Umsetzung sowie über konkrete Aktivitäten und Projekte in einer Jahrespla-
nung. 
3 Sie kann der Schulpflege Antrag stellen. 

 

3.3  Baukommission 

Art. 40  Zusammensetzung 

Die Baukommission besteht aus dem Hochbauvorsteher bzw. der Hochbauvorsteherin als 
Präsidentin bzw. Präsident, dem Werkvorsteher bzw. Werkvorsteherin und drei weiteren 
an der Urne gewählten Mitgliedern. 
 

Art. 41  Aufgaben 
1 Der Baukommission obliegt die selbständige Besorgung folgender Aufgaben: 

1. Baupolizei (exkl. Anzeigeverfahren) 

2. Umwelt- und Immissionsschutz einschliesslich Feuerpolizei im Hochbau 

3. Denkmalpflege (ohne finanzielle Konsequenzen für das Gemeinwesen) 

 
2 Ferner ist sie zuständig für die Vorberatung und Antragstellung an den Gemeinderat in 
folgenden Bereichen: 

a) Arealüberbauungen 
b) Bauvorhaben, denen politisch eine erhebliche Tragweite zukommt (z.B. hinsicht-

lich Ortsbild, Immissionen, Verkehrszunahme, Schülerzahl) 
c) Bau- und Niveaulinien 
d) Gestaltungs-, Werk- und Quartierpläne 
e) Denkmalpflege (sofern finanzielle Konsequenzen für das Gemeinwesen vorhan-

den) 

 

3.4 Tiefbaukommission 

Art. 42  Zusammensetzung 

Die Tiefbaukommission besteht aus dem Werkvorsteher bzw. der Werkvorsteherin als 
Präsidenten bzw. Präsidentin, dem Hochbauvorsteher bzw. Hochbauvorsteherin und drei 
weiteren an der Urne zu wählenden Mitgliedern 
  



Art. 43  Aufgaben 

Die Tiefbaukommission ist zuständig für die Wasserversorgung, die Abwasserbeseiti-
gung, den Gewässerunterhalt, die Siedlungsentwässerung sowie das Strassenwesen 
der Gemeinde und vollzieht die diesbezüglichen Verordnungen. 

 

Art. 44  Finanzbefugnisse 

Die Tiefbaukommission ist im Rahmen ihrer Aufgaben zuständig für: 

1. den Ausgabenvollzug, 

2. die Bewilligung gebundener Ausgaben bis Fr. 50'000, 

3. die Bewilligung von im Budget enthaltenen neuen einmaligen Ausgaben bis Fr. 
80‘000 für einen bestimmten Zweck und von neuen wiederkehrenden Ausgaben bis 
Fr. 30‘000 für einen bestimmten Zweck, 

4. die Bewilligung von im Budget nicht enthaltenen neuen einmaligen Ausgaben bis 
höchstens Fr. 30‘000, was auch dem Maximalbetrag pro Jahr entspricht. 

 

3.5  Sozialbehörde 

Art. 45  Zusammensetzung 
1 Die Sozialbehörde besteht aus dem Sozialvorsteher bzw. der Sozialvorsteherin als Prä-
sidenten bzw. Präsidentin und vier weiteren an der Urne gewählten Mitgliedern. 
2 Die Sozialbehörde konstituiert sich im Übrigen selbst. 

 

Art. 46  Aufgaben 
1 Die Sozialbehörde besorgt alle Aufgaben, die der Gemeinde im Bereich der öffentli-
chen Sozialhilfe durch die Gesetzgebung zugewiesen sind. 
2 Sie verwaltet die Sozialfonds und entscheidet über Vergabungen. 

 

Art. 47  Finanzbefugnisse 

Die Sozialbehörde ist im Rahmen ihrer Aufgaben zuständig für: 

1. den Ausgabenvollzug, 

2. die Bewilligung gebundener Ausgaben bis Fr. 100'000, 

3. die Bewilligung von im Budget enthaltenen neuen einmaligen Ausgaben bis Fr. 
80‘000 für einen bestimmten Zweck und von neuen wiederkehrenden Ausgaben bis 
Fr. 30‘000 für einen bestimmten Zweck. 

4. die Bewilligung von im Budget nicht enthaltenen neuen einmaligen Ausgaben bis 
höchstens Fr. 20‘000, was auch dem Maximalbetrag pro Jahr entspricht. 

  



IV. Weitere Behörden und Aufgabenträger 

1. Unterstellte Kommissionen 

Art. 48 Unterstellte Kommissionen 
1 Dem Gemeinderat können folgende Kommissionen unterstehen: 

a) Kinder- und Jugendkommission, 

b) Feuerwehrkommission, 

c) Sicherheitskommission, 

d) Raumplanungskommission, 

e) Finanzplanungskommission, 

f) Energie- und Umweltkommission. 
2 Er regelt in einem Erlass (Verwaltungsreglement) für jede unterstellte Kommission ihre 
Mitgliederzahl, Zusammensetzung, Aufgaben sowie Entscheidungs- und Finanzbefug-
nisse. 

 

2.  Rechnungsprüfungskommission (RPK) und Prüfstelle 

Art. 49  Zusammensetzung 
1 Die Rechnungsprüfungskommission besteht mit Einschluss der Präsidentin bzw. des 
Präsidenten aus fünf Mitgliedern. 
2 Die Rechnungsprüfungskommission konstituiert sich mit Ausnahme der Präsidentin 
bzw. des Präsidenten selbst. 

 

Art. 50  Aufgaben (RPK)  
1 Die Rechnungsprüfungskommission prüft den Finanzhaushalt und das Rechnungswe-
sen nach finanzpolitischen Gesichtspunkten, insbesondere Budget, Jahresrechnung, 
Verpflichtungskredite und weitere Geschäfte von finanzieller Tragweite, über welche die 
Stimmberechtigten entscheiden. 
2 Ihre Prüfung umfasst die finanzrechtliche Zulässigkeit, die rechnerische Richtigkeit und 
die finanzielle Angemessenheit. 
3 Sie erstattet den Stimmberechtigten schriftlich Bericht und stellt Antrag. 
  



Art. 51  Herausgabe von Unterlagen 
1 Mit den Anträgen sind der Rechnungsprüfungskommission Einsicht in die zugehörigen 
Akten zu gewähren. 
2 Im Falle von ablehnenden Stellungnahmen oder Änderungsanträgen der Rechnungs-
prüfungskommission müssen die Referentinnen und Referenten der antragstellenden 
Behörden angehört werden. 

 

Art. 52  Prüfungsfristen 

Die Rechnungsprüfungskommission prüft Budget und Jahresrechnung sowie die übrigen 
Geschäfte in der Regel innert 30 Tagen. 

 

Art. 53 Finanztechnische Prüfstelle 
1 Die Prüfstelle nimmt die finanztechnische Prüfung der Rechnungslegung und der 
Buchführung vor. 
2 Sie erstattet dem Gemeinderat, der Rechnungsprüfungskommission und dem Bezirks-
rat umfassend Bericht über die finanztechnische Prüfung. 
3 Sie erstellt zudem einen Kurzbericht, der Bestandteil der Jahresrechnung ist. 
4 Der Gemeinderat und die Rechnungsprüfungskommission bestimmen mit übereinstim-
menden Beschlüssen die Prüfstelle. 

 

4.  Wahlbüro 

Art. 54  Zusammensetzung 

Das Wahlbüro besteht mit Einschluss der Gemeindepräsidentin bzw. des Gemeindeprä-
sidenten als Vorsitzende bzw. Vorsitzender aus einer vom Gemeinderat zu bestimmen-
den Zahl von Mitgliedern. 

 

Art. 55  Aufgaben 

Das Wahlbüro besorgt die ihm durch das Gesetz über die politischen Rechte zugewiese-
nen Aufgaben. 

 

5.  Friedensrichterin bzw. Friedensrichter 

Art. 56  Aufgaben und Anstellung 
1 Die Friedensrichterin bzw. der Friedensrichter besorgt die in der kantonalen Gesetzge-
bung festgelegten Aufgaben. 
2 Das Anstellungsverhältnis richtet sich nach den Bestimmungen über das Arbeitsver-
hältnis der Gemeindeangestellten. 
3 Das Amtslokal wird vom Gemeinderat bestimmt. 
  



V. Übergangs- und Schlussbestimmungen 
1.  Totalrevision 

Art. 57  Inkrafttreten 

Diese Gemeindeordnung tritt nach ihrer Annahme durch die Stimmberechtigten an der 
Urnenabstimmung und nach der Genehmigung durch den Regierungsrat am ... in Kraft. 

 

Art. 58  Aufhebung früherer Erlasse 

Auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Gemeindeordnung wird die Gemeindeord-
nung vom 27. September 2009 mit den seitherigen Änderungen aufgehoben. 

 

Art. 59  Übergangsbestimmungen 
Bis zum Ende der Amtsdauer 2018/2022 ist die Feuerwehrkommission eine eigenstän-
dige Kommission.  

 

 

Genehmigung des Regierungsrats 

Die vorstehende Gemeindeordnung der Politischen Gemeinde Hausen am Albis wurde 
an der Urnenabstimmung vom ... angenommen. 

 

Namens der politischen Gemeinde 

Die Gemeindepräsidentin bzw. der Gemeindepräsident: 

Die Gemeindeschreiberin bzw. der Gemeindeschreiber: 

 

Vom Regierungsrat des Kantons Zürich am ............... genehmigt. 


